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Entwicklungstendenzen 
im griechischen Strafrecht

Prof. Dr. DIONYSIOS D. SPINELLIS, Universität Athen

Die Wiederherstellung demokratischer Verhältnisse in Grie­
chenland nach dem Zusammenbruch der siebenjährigen Mili­
tärdiktatur im Jahre 1974t stellte auch die Strafpolitik vor 
bedeutsame Aufgaben. Sie wurden durch die Erfordernisse 
der Bewältigung der Nachwirkungen aus der Zeit der Dikta­
tur (Katharsis), der Anwendung demokratischer Prinzipien 
und der Ausführung spezifischer Verfassungsaufträge1 2 be­
stimmt. Damit eng verbunden waren und sind auch künftig 
Aufgaben zur Liberalisierung und Modernisierung des grie­
chischen Strafrechts.3 Bei der Verwirklichung dieser Auf­
gaben sind zwei Perioden zu unterscheiden.

In der ersten Periode (1974 bis 1981) regierte die Partei 
„Neue Demokratie“. Diese nach dem Sturz der Militärdiktatur 
gegründete Partei vereinte vor allem solche politischen Kräfte, 
die bereits vor der Diktatur zu den regierenden konservativen 
Parteien gehörten. Die Regierungen der „Neuen Demokratie“ 
verfolgten die Ziele der Katharsis und der Demokratisierung 
nur bis zu einem gewissen Punkt konsequent. Dazu gehörte 
z. B. die Beseitigung einiger extremer Gesetze der Diktatur, 
nämlich des Pressegesetzes von 1969, nach dem für jede un­
liebsame Veröffentlichung nicht nur der Autor, sondern auch 
der jeweilige Verleger und Chefredakteur — unabhängig von 
ihrer persönlichen Schuld — bestraft werden konnten, sowie 
eine Gesetzesnovelle von 1967, die die Verbreitung solcher 
Nachrichten unter Strafe stellte, die geeignet sein könnten, 
das Ansehen der den „Gemeinfrieden“ sichernden Staats­
gewalt der Diktatur oder ihrer Wirtschafts- und Finanzpoli­
tik zu erschüttern.

Im Zuge der Demokratisierung wurde insbesondere auch 
das berüchtigte Gesetz von 1947 aus der Zeit des Bürgerkriegs 
aufgehoben, das die Kommunistische Partei Griechenlands 
verbot. Es hatte mit seinen schweren Strafdrohungen eine 
Gesinnungsverfolgung ermöglicht, die dem griechischen Volk 
viel Leid zufügte. Ein Vierteljahrhundert verkörperte dieses 
Gesetz praktisch das eigentliche Staatsschutzrecht und ließ die 
Vorschriften des StGB über Hochverrat fast in Vergessenheit 
geraten.

Die Hochverratsbestimmungen des StGB erlangten dann 
nach dem Sturz der Diktatur besondere Bedeutung dadurch, 
daß die Hauptverantwortlichen für die Verbrechen der Dik­
tatur nach diesen Vorschriften zur Verantwortung gezogen 
wurden bzw. werden sollten. Polizeibeamte und Militär­
angehörige, die in der Zeit der Diktatur Menschen gefoltert 
hatten, wurden jedoch nur wegen Körperverletzung oder 
Amtsmißbrauch angeklagt, so daß, wenn ihre Schuld im Sinne 
der Anklage überhaupt noch beweisbar war, gegen sie dm 
Ergebnis keine der Schwere ihrer Verbrechen entsprechenden 
Strafen ausgesprochen werden konnten.

Die Bemühungen um die Bewältigung der Nachwirkungen 
aus der Zeit der Diktatur machten spezifische Verfassungs- 
au'fträge erforderlich, mit denen die Menschenwürde und die 
demokratische Ordnung unter strafrechtlichen Schutz gestellt 
wurden. Hierzu, wie auch zur Liberalisierung des Strafrechts, 
ist in jener ersten Periode jedoch nur wenig getan worden.4 
Die meisten Strafgesetze aus dieser Zeit waren von gleichem 
reaktiv-autoritärem Geist wie vor der Diktatur bestimmt. So 
folgte das sog. Antiterrorgesetz (Gesetz Nr. 774/1977) mehr 
ausländischen Vorbildern als griechischen Bedürfnissen; es 
erfaßte überwiegend Handlungen, die bereits das StGB ent­
hielt, und bedrohte sie mit übermäßig hohen Strafen, die aber 
in keinem Verhältnis zu den Strafdrohungen des StGB stan­
den.

Das einzige erwähnenswerte „liberalisierende“ Gesetz aus 
jener ersten Periode galt der Neuregelurig der Untersuchungs­
haft (Gesetz Nr. 1128/1981).5 Unter dem Aspekt der Moderni­
sierung ist die Regelung der Transplantation von biologischen 
Substanzen menschlichen Ursprungs (Gesetz Nr. 821/1978) 
hervorzuheben.6

Die zweite Periode der politischen Entwicklung Griechen­
lands nach der Diktatur und der entsprechenden Strafrechts­
entwicklung beginnt mit den Wahlen von 1981, bei denen die 
„Panhellenische Sozialistische Bewegung“ (PASOK) im Par­
lament die Mehrheit erhielt.7 Die PASOK führte die Prozesse

der Katharsis und der Demokratisierung konsequent fort. 
Auf strafrechtlichem Gebiet wurde das Gesetz über Spionage 
von 1936 und ein weiteres über die „Beruhigung der politi­
schen Leidenschaften“ von 1945 aufgehoben. Beide Gesetze 
dienten früher dazu, politisch links stehende Kräfte zu ver­
folgen. Sie wurden zwar nach 1974 nicht mehr angewandt, 
dennoch war es ein Gebot der Zeit, sie auch förmlich zu be­
seitigen.

Die PASOK-Regierung führte auch die genannten Ver­
fassungsaufträge aus. In dem die Hochverratsbestimmungen 
ändernden Gesetz (Nr. 1366/1983) wurde festgelegt, daß die 
sich auf die Volkssouveränität gründende demokratische Ver­
fassungsordnung geschütztes Rechtsgut (Schutzobjekt) ist. Als 
weitere Schutzobjekte werden nunmehr die Grundsätze oder 
Grundinstitutionen dieser Verfassungsordnung genannt. Ihre 
Aufzählung dient dem Zweck, die Volkssouveränität auch ge­
gen einen Staatsstreich, gegen die Gefahr der Rückkehr zur 
Militärdiktatur, zu schützen. Durch weitere Tatbestandsmerk­
male wird Mißbrauch durch Personen, als Staatsorgan zu 
handeln, sowie, der Mißbrauch von Macht überhaupt aus­
drücklich erfaßt. Die Hochverratsbestimmungen wurden als 
Dauerdelikt ausgestaltet.8 9 Sie stimmen mit Art. 120 Verf. 
überein, wonach die „Anmaßung der Volkssouveränität“ erst 
nach Wiederherstellung der Legalität verfolgt wird und folg­
lich die Verjährung der Strafverfolgung erst ab diesem Zeit­
punkt läuft. Dieser Verfassungsartikel statuiert auch das 
Recht und die Pflicht der Griechen, mit allen Mitteln dem­
jenigen Widerstand zu leisten, der es unternimmt, die ver­
fassungsmäßige Ordnung mit Gewalt zu beseitigen.

Der zweite Verfassungsauftrag bestand darin, Folter und 
andere Verletzungen der Menschenwürde unter Strafe zu stel­
len (Art. 7 Abs. 2 Verf.).9 Dieses Gesetz (Nr. 1500/1985), das

1 Die 1974 wiederhergestellte Demokratie unterschied sich wesent­
lich von der nach dem Bürgerkrieg (1946-1949): Die Monarchie war 
durch Volksentscheid abgeschafft; die KP Griechenlands konnte 
wieder legal und gleichberechtigt am politischen Leben teilnehmen; 
die 1975 verabschiedete Verfassung war in vieler Hinsicht fort­
schrittlicher als die von 1864 mit ihren Änderungen von 1911 und 
1952.

2 Katharsis bedeutet Säuberung bzw. Läuterung.
Zur Demokratisierung gehörte insbesondere auch die Abschaf­

fung von Strafgesetzen aus der Zeit des Bürgerkriegs.
Der Verfassungsauftrag betraf die Schaffung eines Gesetzes 

gegen Folter und andere Verletzungen der Menschenwürde (Art. 7 
Verf.) sowie die Umgestaltung der Hochverratsvorschriften in der 
Weise, daß sie die demokratische verfassungsmäßige Ordnung 
wirksam schützen.

3 Die Liberalisierung bezieht sich auf die Kritik bzw. Veränderung 
von Strafbestimmungen unter dem Gesichtspunkt der Strafwür­
digkeit (Notwendigkeit und Geeignetheit der Strafe als Mittel), 
also insbesondere auf die Dekriminalisierung nicht strafwürdigen 
Verhaltens und die Beseitigung unverhältnismäßig strenger Stra­
fen.

Die Liberalisierung des griechischen Strafrechts war insbeson­
dere auch deshalb erforderlich, weil viele Strafbestimmungen der 
Nachkriegszeit durch eine als „reaktiv“ und „autoritär“ zu bezeich­
nende Politik bestimmt waren (reaktiv, weil auf Erscheinungen 
nur reagiert wurde, statt die gesellschaftliche Entwicklung mitzu­
gestalten, autoritär, weil man auf Schutz der staatlichen Macht 
und auf moralische Überwachung des sozialen Lebens bedacht 
war).

Unter Modernisierung ist die Berücksichtigung der veränderten 
sozialen Verhältnisse und neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse zu 
verstehen.

4 Eine Kommission des Justizministeriums hat zwar Entwürfe 
neuer Bestimmungen über Hochverrat und gegen die Folter aus­
gearbeitet, diese aber dem Parlament nicht zugeleitet.

5 „Vorläufige Haft“, wie es nun heißt, darf nur angeordnet werden, 
wenn dies unerläßlich ist; in erster Linie sind andere beschrän­
kende Maßnahmen (Meldepflicht, Ausreise- oder Aufenthalts­
beschränkungen u. ä.) anzuordnen.

6 In diesem Gesetz sind u. a. die Kriterien des Todeseintritts er­
schöpfend aufgezählt, was auch eine richtige Anwendung der Straf­
bestimmungen für Tötung erleichtert.

7 Die führenden Kräfte der 1974 gegründeten PASOK stammen aus 
den linken politischen Kräften, die schon während des zweiten 
Weltkrieges gemeinsam mit der KP Griechenlands gegen die faschi­
stischen Besatzungsmächte gekämpft hatten, und auch aus linken 
Flügeln der demokratischen und der Zentrumsparteien der Nach­
kriegszeit. Auch sind der PASOK viele junge Leute beigetreten.

8 Die Ausgestaltung als Dauerdelikt war notwendig, nachdem die 
Strafverfahren gegen einige Minister der Diktatur mit der Begrün­
dung eingestellt worden waren, daß sie erst nach der Macht­
ergreifung ihre Ämter übernommen hätten, also keine Gehilfen 
zum Hochverrat gewesen sein könnten.

9 Inzwischen hat Griechenland die am 10. Dezember 1984 von der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen angenommene Konven­
tion gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder ernie­
drigende Behandlung oder Bestrafung unterschrieben; ihre Ratifi­
zierung steht bevor. Nach Art. 4 dieser Konvention ist jeder Teil­
nehmerstaat verpflichtet, solche Handlungen unter Strafe zu stel­
len bzw. zu verfolgen.


